VORLESUNGSÜBERBLICK
	I.
Nationales Kartellrecht
	
	
	

	Norm
	§ 1 GWB
	§ 21 Abs. 1 GWB
	§§ 19, 20 GWB
	§ 36 GWB

	Schlagwort
	Verbot wettbewerbsbeschränkender Absprachen
	Boykottverbot
	Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung, Behinderungsverbot, Diskriminierungsverbot
	Fusionskontrolle

	Tatbestand
	1. Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen oder abgestimmte Verhaltensweisen,
2. die eine 

· Verhinderung

· Einschränkung oder

· Verfälschung

des Wettbewerbs 

3. bewirken oder bewecken, 

sind verboten.
	1. Unternehmen und Unternehmensvereinigungen,
2. die ein anderes Unternehmen oder eine Unternehmensvereinigung
3. in der Absicht,
4. bestimmte Unternehmen

5. unbillig zu beeinträchtigen,
6. zu Liefer- oder Bezugssperren auffordern,
7. handeln verbotswidrig.
	Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung

1. Die missbräuchliche Ausnutzung
2. einer marktbeherrschenden Stellung

3. ist verboten

Behinderungsverbot

1. Marktbeherrschende Unternehmen dürfen

2. ein anderes Unternehmen

3. in einem Geschäftsverkehr,
4. der gleichartigen Unternehmen

5. üblicherweise zugänglich ist

6. weder unmittelbar noch mittelbar

7. unbillig behindern

Diskriminierungsverbot

1. Marktbeherrschende Unternehmen dürfen

2. ein anderes Unternehmen

3. in einem Geschäftsverkehr,
4. der gleichartigen Unternehmen

5. üblicherweise zugänglich ist,
6. nicht ohne sachlich gerechtfertigten Grund
7. unmittelbar oder mittelbar
8. unterschiedlich behandeln


	1. Ein Unternehmens-zusammenschluss,
2. der der Fusionskontrolle unterliegt

3. und von dem zu erwarten ist, dass er

4. eine marktbeherrschende Stellung begründet oder

5. eine schon vorhandene marktbeherrschende Stellung verstärkt,
6. ist zu untersagen,
7. es sei denn, die Fusion führt zu überwiegenden Verbesserungen der Wettbewerbsbedingungen auf einem anderen Markt.

	Rechtsfolgen
	1. ZivilR (§§ 33, 33 a GWB)
· Beseitigung
· Unterlassung

· Schadenersatz

· Vertragsnichtigkeit gem. § 134 BGB

2. Kartellbehördlich (§§ 32, 32a GWB)

· Abstellverfügung

· Feststellung des Kartellverstoßes

· Einstweilige Maßnahmen

3. OWi-Recht (§ 81 Abs. 2 GWB)

· Bußgeld
	1. ZivilR (§§ 33, 33 a GWB)

· Beseitigung

· Unterlassung

· Schadenersatz

· Vertragsnichtigkeit gem. § 134 BGB

2. Kartellbehördlich (§§ 32, 32a GWB)

· Abstellverfügung

· Feststellung des Kartellverstoßes

· Einstweilige Maßnahmen

3. OWi-Recht (§ 81 Abs. 2 GWB)
· Bußgeld
	1. ZivilR (§§ 33, 33 a GWB)

· Beseitigung

· Unterlassung

· Schadenersatz

· Vertragsnichtigkeit gem. § 134 BGB

2. Kartellbehördlich (§§ 32, 32a GWB)

· Abstellverfügung

· Feststellung des Kartellverstoßes

· Einstweilige Maßnahmen

3. OWi-Recht (§ 81 Abs. 2 GWB)
· Bußgeld
	1. Kartellbehördlich (§§ 40 Abs. 2, 3 GWB)

· Unbeschränkte Fusionsfreigabe

· Fusionsfreigabe unter Neben-bestimmungen

· Untersagung der Fusion
2. OWi-Recht (§ 81 Abs. 2 GWB)

· Bußgeld


	II.
Europäisches Kartellrecht
	
	

	Norm
	Art. 101 AEUV
	Art. 102 AEUV
	FKVO

	Schlagwort
	Verbot wettbewerbsbeschränkender Vereinbarungen und Verhaltensweisen
	Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung
	Fusionskontrolle

	Tatbestand
	1. Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen oder abgestimmte Verhaltensweisen

2. die geeignet sind, den zwischenstaatlichen Handel zu beeinträchtigen und

3. die eine 

· Verhinderung

· Einschränkung oder

· Verfälschung

des Wettbewerbs 

4. bewirken oder bewecken, 

sind verboten.
	1. Die missbräuchliche Ausnutzung
2. einer marktbeherrschenden Stellung
3. auf dem gemeinsamen Markt oder einem wesentlichen Teil desselben
4. ist verboten.
	

	Rechtsfolgen
	1. ZivilR (§§ 33, 33 a GWB)

· Beseitigung

· Unterlassung

· Schadenersatz

· Vertragsnichtigkeit gem. § 134 BGB

2. Kartellbehördlich (§§ 32, 32a GWB)

· Abstellverfügung

· Feststellung des Kartellverstoßes

· Einstweilige Maßnahmen

3. OWi-Recht (§ 81 Abs. 2 GWB)

· Bußgeld
	1. ZivilR (§§ 33, 33 a GWB)

· Beseitigung

· Unterlassung

· Schadenersatz

· Vertragsnichtigkeit gem. § 134 BGB

2. Kartellbehördlich (§§ 32, 32a GWB)

· Abstellverfügung

· Feststellung des Kartellverstoßes

· Einstweilige Maßnahmen

3. OWi-Recht (§ 81 Abs. 2 GWB)

· Bußgeld
	


